
me Zeit. Und Mahnmale zerstört man nicht ungestraft. Wer Sta­
si-Burgen eingenommen hat, wird auch das bißchen Courage 
aufbringen, dieses Gesetzeswerk gegenüber einem gesamtdeut­
schen Souverän zu verteidigen. Wir stimmen diesem Gesetz zu 
und verlangen seine Aufnahme in den 2. Staatsvertrag. Zurück­
überweisung in die Ausschüsse halten wir nicht für nötig, auch 
wegen der drängenden Zeit gar nicht für angebracht.

Wenn dieses Gesetzeswerk so in den Staatsvertrag aufgenom­
men werden soll, muß es hier und heute verabschiedet werden.

(Beifall bei CDU/DA und bei der SPD)

Wir lehnen deshalb eine Rücküberweisung in die Ausschüsse ab. 
- Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei CDU/DA, vereinzelt bei der SPD und beim Bündnis 
90/Grüne)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder:

Danke schön. - Als nächstem erteile ich dem Abgeordneten 
Thietz von der Fraktion der F.D.P. das Wort.

Thietz für die Fraktion der F.D.P.:

- Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren!
'' Nachdem insbesondere durch Herrn Gauck die Vorlage hier so 

ausführlich erläutert worden ist, ist seitens der F.D.P.-Fraktion 
dem kaum etwas hinzuzufügen. Wir stehen voll hinter dieser 
Vorlage, möchten aber vielleicht doch noch zwei Dinge hier zu 
bedenken geben, um den allgemeinen Zusammenhang deutlich 
zu machen, in dem diese Vorlage zu sehen ist.

Wir haben gestern hier in erster Lesung zum Beispiel die Vor­
lage hinsichtlich der Entlassung der Angehörigen des ehemali­
gen MfS beraten. Diese Vorlage wird uns ja heute hier noch in 
2. Lesung beschäftigen, und ich habe den Eindruck gewonnen, 
daß die Notwendigkeit dieser Vorlage unbestritten war und hier 
eine breite Zustimmung im Hause gefunden hat.

Und so müssen wir auch diese Vorlage heute sehen. Wir müs­
sen dann auch den entsprechenden Organen die juristischen 
Mittel geben, um diese Aufgaben durchzusetzen.

Und das ist der zweite Punkt, den ich ansprechen möchte. Es 
ist sicher allen schon begegnet, daß bei der Forderung nach ent­
sprechenden Untersuchungen in dieser Richtung oft abgeblockt 
worden ist mit dem Hinweis, daß hier doch sehr starke rechts­
staatliche Bedenken bestünden, das eine oder das andere zu un­
tersuchen oder zu analysieren. Und hier haben wir nun die Mög­
lichkeit, die entsprechenden Instrumentarien zu schaffen, damit 
das rechtsstaatlich gesichert erfolgen kann.

Wir würden deswegen also keinerlei Gründe sehen, daß man 
aus rechtsstaatlichen Bedenken heraus den Beschluß dieser Vor­
lage ablehnen könnte, würden auch eine 3. Lesung für überflüssig 
halben. Es ist ja parlamentarische Praxis, daß die Ausschüsse eine 
Vorlage entsprechend umfassend - das wird also sehr unter­
schiedlich sein im jeweiligen Fall, wie wir wissen - verändern kön­
nen. Hier ist die Vorlage eben einem extrem stark verändert wor­
den, was ja nur zu einem wesentlichen qualitativen Gewinn ge­
führt hat. Und das Präsidium hat hier wirklich gut entschieden, 
noch einmal allen Fraktionen die Möglichkeit zur Äußerung zu ge­
ben, was bei einer 2. Lesung sonst auch nicht üblich ist. Und aus 
diesem Grunde möchten wir bitten, daß heute über diese Vorlage 
abschließend entschieden wird. - Ich bedanke mich.

(Vereinzelt Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder:

Danke schön, Abgeordneter Thietz. Als letzter in der Ausspra­
che zu diesem Tagesordnungspunkt spricht für die Fraktion 
Bündnis 90/Grüne der Abgeordnete Gauck.

Gauck für die Fraktion Bündnis 90/Grüne:

Herr Präsident! Verehrte Abgeordnete! Es ist mir ein Anlie­
gen, den Ausführungen meines Vorredners von der DSU, des 
Kollegen Haschke, hier ein ausdrückliches Dankeschön der bür­
gerbewegten Parlamentarier zu entbieten. Kollege Haschke, es 
hat - das sei in dieser Stunde einmal gesagt - uns an ein frühes 
Tun erinnert, was Sie hier gesagt haben. Es war mir aber in der 
Begründung nicht wichtig, darauf einzugehen, sondern es war 
mir wichtig, die Zukunft anzuschauen und sie als eine gestaltba­
re Zukunft zu beschreiben, und zwar als eine rechtsstaatlich ge­
staltbare und auf die besondere Situation der DDR bezogen, in 
gleicher Weise gestaltbar. Das - denke ich - war wichtiger, als 
daran zu erinnern, wie dieser Kampf angefangen hat. Aber es ge­
hörte wohl in diese Stunde, daß das gesagt wurde.

Zu dem Bedenken der PDS möchte ich sagen, daß man sehr 
wohl an manchem Gesetzeswerk, das wir in dieser Übergangs­
zeit erarbeitet haben, formal-juristische Bedenken anmelden 
kann und daß man seine Fragezeichen machen kann. Aber es ge­
hört zu der Sensibilität, die wir gerade für diese Übergangssitua­
tion benötigen, eben die Kraft zu entscheiden, wo das Schwerge­
wicht ist, das unsere Entscheidungen lenken soll.

Und ich denke, daß es hier in der Tat wichtig ist, wenn nicht 
Rechtsgüter maßgeblich beschädigt sind, auf gewisse Bedenken 
unter Umständen zu verzichten, wenn in einem rechtlich abgesi­
cherten Rahmen politisches Neuland gestaltet und eine Abrech­
nung mit der Vergangenheit auf endgültige und deutliche Weise 
vollzogen werden kann.

(Beifall bei der SPD)

Natürlich muß auch die neue linke Kraft, wenn sie denn links 
sein will und sein kann, sich von dem verabschieden, Kollegin­
nen und Kollegen von der PDS, sich von dem verabschieden, was 
früher links genannt wurde. Und wie wollen Sie das denn tun, 
wenn Sie sich heute der Zustimmung enthalten?

(Beifall bei der SPD und CDU/DA)

Ich verstehe Ihre Bedenken. Herr Professor Heuer hat sie vor­
getragen, und er hat mir heute in der Ausschußsitzung geschil­
dert, warum er so insistiert auf Einhaltung des Rechts. Und ich 
finde das großartig, ich mag ihn, wenn er da steht und immer for­
dert, daß wir die Rechtsstaatlichkeit suchen und bejahen. Und 
ich erkenne darin, daß er ein Beschädigter ist, wie wir alle, und 
daß er oft genug als Rechtsgelehrter hat zulassen müssen, daß 
das, was er eigentlich für Recht hielt, unter ein übergeordnetes 
Prinzip gestellt wurde. Ich habe deshalb in meinen Ausführun­
gen als Einbringer so großen Wert darauf gelegt, mit einem 
Überbegriff, nämlich dem Begriff der Gerechtigkeit, den Rechts­
fragen beizukommen.

Und ich denke - und ich wiederhole mich hier, aber ich tue es 
gern -, daß ein Rechtssystem, das die Gerechtigkeit nicht för­
dert, sondern behindert, ein zutiefst fragwürdiges ist. Und ich 
bin sicher, daß jeder Abgeordnete dieses Hauses, auch wenn er 
die Bedenken teilt, die hier vorgetragen wurden, im Sinne der zu 
erreichenden Gerechtigkeit diesem rechtsstaatlichen Prinzipien 
entsprechenden Gesetz seine Zustimmug geben kann, ob er nun 
aus der Bürgerbewegung kommt oder nicht. Ich danke Ihnen.

(Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder:

Danke schön, Abgeordneter Gauck. Es gibt eine Anfrage. Sind 
Sie bereit, darauf zu antworten?

(Gauck, Bündnis 90/Grüne: Gern.)

Dr. Gysi (PDS):

Ich gebe zu, es ist nicht ganz eine Anfrage. Es geht mir einfach 
um folgendes, weil ich aus den auch von Ihnen dargelegten
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